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KURZ KOMMENTIERT
Vorruhestand

Nur ein Anfang

Der Vorruhestand, die von der Bundesregierung favori
sierte Variante der Arbeitszeitverkürzung, ist nun ge
setzlich verankert. Ab 1. Mai können Arbeitnehmer 
schon mit 58 Jahren aus dem Erwerbsleben ausschei- 
den, wenn die Tarifpartner entsprechende Vereinbarun
gen treffen bzw. die Arbeitnehmer sich mit ihrem Arbeit
geber entsprechend vertraglich einigen. Beschäftigte, 
die von der Vorruhestandsregelung Gebrauch machen, 
erhalten mindestens 65 % ihres letzten Bruttolohns von 
ihrem Arbeitgeber; dieser bekommt seinerseits einen 
Zuschuß in Höhe von 35 % vom Arbeitsamt, wenn er 
den freiwerdenden Arbeitsplatz neu besetzt. Ausnah
meregelungen, z. B. die sogenannte Überlastklausel, 
nach der ein Arbeitgeber nicht gezwungen werden darf, 
mehr als 5 % seiner Beschäftigten Vorruhestandsgeld 
zu zahlen, sind im Gesetz berücksichtigt.

Die beschäftigungspolitische Wirkung der Regelung 
dürfte allerdings relativ gering sein. Selbst unter der 
Voraussetzung, daß jeder zweite Beschäftigte über 58 
Jahre den Vorruhestand in Anspruch nimmt und jeder 
zweite freiwerdende Arbeitsplatz mit einem Arbeitslo
sen wiederbesetzt wird, gelänge es allein damit nicht, 
den derzeitigen Arbeitslosenbestand deutlich unter die 
2-Millionen-Grenze zu senken. Hinzu kommt, daß auf
grund der sektoralen Altersstruktur vor allem Arbeits
kräfte solcher Branchen als Begünstigte in Frage kom
men, in denen der Anteil der Klein- und Mittelbetriebe 
überdurchschnittlich hoch ist. Dies wird die Beschäfti
gungswirkung gewiß reduzieren, da gerade diese Be
triebe besonders gesetzlich geschützt sind (Überlast
klausel). Die Vorruhestandsregelung kann insofern nur 
ein Anfang sein; erhofft man sich von der Arbeitszeitver
kürzung eine deutliche Entlastung des Arbeitsmarktes, 
so sind weitere Maßnahmen in Richtung einer flexible
ren Gestaltung der Arbeitszeit notwendig. dw

Arbeitsmarkt

Enttäuschende Daten

Die Arbeitslosenquote hat im März die 10-Prozent-Mar- 
ke unterschritten, die Zahl der Arbeitslosen ging gegen
über dem Vormonat um 143 000 zurück. Dieser Rück
gang entsprach jedoch nicht einmal dem für die Jahres
zeit üblichen Abbau der Winterarbeitslosigkeit. Entge
gen den Hoffnungen wurde der Vorjahresstand noch
mals übertroffen, und es wurde mit rund 2,4 Millionen 
der höchste Arbeitslosenbestand für den Monat März in 
der Nachkriegszeit registriert.
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Nun ist es inzwischen schon eine Binsenweisheit, 
daß sich eine konjunkturelle Erholung erst mit Verzöge
rung am Arbeitsmarkt bemerkbar macht. Insofern fällt 
das Märzergebnis nicht aus dem Rahmen. Allerdings 
hatte sich der Anstieg von Nachfrage und Produktion im 
zweiten Halbjahr 1983 bereits in einem Rückgang der 
saisonbereinigten Arbeitslosigkeit um mehr als 100 000 
niedergeschlagen. Darin bestätigte sich, daß der Zu
sammenhang zwischen Produktion und Beschäftigung 
-  entgegen häufig geäußerter Meinung -  nicht lockerer, 
sondern enger geworden ist, so daß heute ein Produk
tionsanstieg rascher als in früheren Konjunkturzyklen 
den Arbeitsmarkt entlastet. Vor diesem Hintergrund 
sind die Arbeitsmarktdaten vom März eine Enttäu
schung.

Einen Hoffnungsschimmer gibt es immerhin: Bei den 
konjunkturanfälligen Berufen ist es zu einer Verbesse
rung gekommen, die Kurzarbeit hat ab- und die Anzahl 
der offenen Stellen zugenommen. Nachdenklich stimmt 
dagegen die Entwicklung bei vielen Dienstleistungsbe
rufen, insbesondere den Gesundheits-, Erziehungs
und Sozialberufen, deren Lage noch kritischer gewor
den ist, wi

Pharmapreise

Ordnungspolitischer Aberwitz

Auf der Frühjahrssitzung der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen haben die Spitzenverbände der 
Krankenkassen und der Pharmazeutischen Industrie 
Ende März ihre Absicht bekundet, über eine Vereinba
rung zur Kostendämpfung im Arzneimittelbereich zu 
verhandeln. Anlaß ist der Druck, der von den im letzten 
Jahr stark gestiegenen Pharmapreisen auf die Beitrags
sätze ausgeht. Ziel ist es, den Preisanstieg an das 
Wachstum der Grundlohnsumme anzupassen, das auf
grund niedriger Tarifabschlüsse und möglicher Arbeits
zeitverkürzungen auch dieses Jahr bescheiden ausfal- 
len dürfte.

Die Tatsache, daß auch in anderen Leistungsberei
chen der gesetzlichen Krankenversicherung derartige 
vertragliche Vereinbarungen üblich sind, ändert nichts 
am ordnungspolitischen Abenwitz solcher Pläne. Öko
nomisch ist es jedenfalls nicht zu begründen, warum 
sich in einer Marktwirtschaft die Preisentwicklung einer 
bestimmten Gütergruppe ausgerechnet nach der Zu
wachsrate der Grundlohnsumme richten sollte. Die 
nicht gerade durch intensiven Wettbewerb gekenn
zeichnete Pharmabranche kann derartigen Vereinba
rungen gelassen entgegensehen. Ihr Oligopol wird ver-
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traglich legitimiert, und sie erhält zugestanden, wovon 
jeder Unternehmer träumt: Preiserhöhungsspielräume, 
die sich ausschließlich nach der Einkommensentwick
lung beim Abnehmer richten. Sollte das nicht ausrei
chen, bestehen für das einzelne Unternehmen noch 
reichlich Möglichkeiten, eine Vereinbarung der Spitzen
verbände zu unterlaufen.

Derartig untaugliche Versuche haben ihre Ursache 
nicht zuletzt im Krankenversicherungs-Kostendämp
fungsgesetz von 1977, in dem der Grundsatz einer ein
nahmenorientierten Ausgabenpolitik der Krankenkas
sen gesetzlich festgeschheben wurde. Schon damals 
wurden eine grundlegende Reform des Gesundheits
wesens und die Einführung marktwirtschaftlicher Me
chanismen versäumt, die das Kurieren an Symptomen 
mittels widersinniger Absprachen überflüssig machen 
würden. er

UNCTAD

Zwischenbilanz nach 20 Jahren

In diesen Tagen jährt sich zum zwanzigsten Mal das er
ste Zusammentreten der Konferenz der Vereinten Na
tionen für Handel und Entwicklung, das wohl wichtigste 
Forum des Nord-Süd-Dialogs. Zwischen den alle vier 
Jahre einberufenen Vollversammlungen fungiert die 
UNCTAD durch die im Board und in den zahlreichen Ko
mitees, Unterausschüssen, Arbeitsgruppen und Ex
pertenteams geleistete Arbeit als universelles Kommu
nikationsorgan; universell wegen des alle politischen 
und wirtschaftlichen Blöcke umfassenden Länderspek
trums, aber auch wegen der großen Themenbreite, die 
Handels- und Rohstoff-, Währungs- und Finanzfragen 
ebenso umfaßt wie Probleme der Schiffahrt, der Tech
nologie und der Integration.

Sicherlich sind das Allgemeine Zollpräferenzsystem, 
der Linienschiffahrtskodex, der Gemeinsame Fonds 
und die in diesem Rahmen initiierten Rohstoffabkom
men eher bescheidene Erfolge der langjährigen Arbeit. 
Doch gehören zu den Aktiva der UNCTAD auch ihre 
zahlreichen entwicklungspolitischen Impulse und Emp
fehlungen etwa zur Verbesserung des Umfangs und der 
Bedingungen der Entwicklungshilfe und für gezielte 
Maßnahmen zugunsten der ärmsten Länder. Auch ihre 
kritischen Analysen zur Lage der Dritten Welt und die 
damit verbundene Offentlichkeitswirkung sind sicher 
ein Verdienst.

Die UNCTAD sollte sich auch in Zukunft als Anwalt 
der Dritten Welt verstehen. Sie muß aber immer auch

der Ort sein, an dem undogmatisch mit Realismus und 
Pragmatismus der Interessenausgleich zwischen Nord 
und Süd gesucht wird. Die Industrieländer können dazu 
das Ihre durch eine konstruktivere und kompromißbe
reitere Rolle beitragen. Die UNCTAD selbst sollte vor al
lem für ihre Vollversammlungen eine effizientere Orga
nisationsform finden und so der Gefahr vorbeugen, in 
periodische Routine zu verfallen. bo

Argentinien

Ungewöhnliches Kreditpaket

Argentinien, mit 44 Mrd. $ dritthöchst verschuldetes 
Land der Welt, erhielt kurz vor Quartalsende am 31. 
März einen Überbrückungskredit von 400 Mill. $, um 
seine überfälligen Zinszahlungen leisten zu können. 
Aus den eigenen Devisenbeständen steuerte das Land 
weitere 100 Mill. $ bei. Interessant an dem Kreditpaket 
ist die ungewöhnliche Konstruktion: Die selbst hochver
schuldeten Nachbarn Mexiko, Venezuela, Brasilien und 
Kolumbien hatten 300 Mill. $ zur Verfügung gestellt. Der 
Rest kam von den Gläubigerbanken. Die USA werden 
die lateinamerikanischen Kreditgeber ablösen, sofern 
Einigung über das kurz vor Vertragsabschluß stehende 
IWF-Programm für Argentinien erzielt wird.

Diese ungewöhnliche Variante im Schuldner-Gläubi- 
ger-Dialog erlaubt es zunächst den großen Kreditge
bern, ihr Gesicht zu wahren. Das Prinzip, ohne ein ent
sprechendes IWF-Übereinkommen keine neuen Kredi
te zu gewähren, blieb weitgehend erhalten. Gleichzeitig 
wurde eine Zahlungsunfähigkeit Argentiniens vermie
den, die die US-Banken gezwungen hätte, ihre Argenti- 
nien-Kredite als notleidend auszuweisen.

Auch die Lateinamerikaner hatten ein starkes Interes
se daran, die mühsam erreichte Ruhe an der Umschul
dungsfront nicht zu gefährden: Die Zahlungsunfähigkeit 
Argentiniens hätte ihre eigene Kreditwürdigkeit und 
Zahlungswilligkeit von neuem in Frage gestellt. Zudem 
dürfte es aus innenpolitischen Gründen in ihrem Inter
esse liegen, daß Argentinien von drastischen Sparpro
grammen nicht verschont bleibt. Sehen sie (insbeson
dere Brasilien) doch schon die Opposition im eigenen 
Lande auf das Beispiel der neugewählten argentini
schen Regierung weisen, wenn es dieser gelänge, sich 
gegenüber dem IWF auf Dauer durchzusetzen. Die 
Feuerwehraktion für Argentinien läßt daher auch den 
Schluß zu, daß das oft beschworene Schreckensbild ei
ner Konfrontation zwischen lateinamerikanischen 
Schuldnern einerseits und westlichen Gläubigern ande
rerseits weiter an Wahrscheinlichkeit verliert. scha
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